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über den von den Abgeordneten Lücke, Heiland und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Anord- 
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nehmen und Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas und 
Wasser an Gemeinden und Gemeinde verbände 
- Drucksache 2097 - 


A. Bericht des Abgeordneten Lahr: 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 139. Sit- 
zung am 12. April 1956 den obenbezeichneten Gesetz- 
entwurf dem Ausschuß für Kommunalpolitik feder- 
führend und dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik 
mitberatend überwiesen. Der Ausschuß fürKommu- 
nalpolitk hat sich in seiner 55., 56. und 67. Sitzung 
vom 1. und 4. Juni und 12. November 1956 mit der 
Drucksache 2097 befaßt. Der Ausschuß war der 
Auffassung, daß es Ziel des Antrags — Drucksache 
2097 — sei, die durch die Anordnung über Konzes- 
sionsabgaben der Unternehmen und Betriebe zur 
Versorgung mit Elektrizität, Gas und Wasser der 
Gemeinden und Gemeinde verbände vom 4. März 
1941 herbeigeführte ungleiche Behandlung der Ge- 
meinden aufzuheben. Dieser Zielsetzung stimmte 
der Ausschuß einstimmig zu. Aufgekommenen Be- 
denken, ob im vorliegenden Fall die formelle Zu- 
ständigkeit des Bundestags gegeben sei, da eine 
Verordnung durch ein Gesetz geändert werde, 
konnte sich der Ausschuß nicht anschließen. Eben- 
sowenig konnte der Ausschuß der durch den An- 
trag Drucksache 2097 gegebenen Möglichkeit der 
Neueinführung von Abgaben zustimmen. Diese 
Möglichkeit war durch die in Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
stabe a beantragte Streichung der Worte „neu ein- 
geführt oder“ gegeben. Der Ausschuß begrüßte 
zwar die Auffassung des Ausschusses für Wirt- 


schaftspolitik, daß die ungleiche Behandlung der 
Gemeinden aufgehoben werden solle, konnte sich 
im übrigen aber den Bedenken des Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik nicht anschließen. Die durch 
Weiterzahlung der Abgaben an Gemeinden unter 
3000 Einwohnern erforderliche Summe ist so ge- 
ring, daß dadurch eine Preiserhöhung bei Strom- 
abnehmern und eine Beeinträchtigung der erfor- 
derlichen Investitionen nicht gegeben erscheint. Aus 
diesem Grunde und aus der Tatsache heraus, daß 
die Aufhebung der ungleichen Behandlung der 
Gemeinden unter 3000 Einwohnern dringend ist, 
konnte der Ausschuß eine Hinausschiebung dieser 
Beseitigung der ungleichen Behandlung bis zu 
einer generellen Neuregelung des gesamten Kon- 
zessionsabgabewesens nicht vertreten, zumal ge- 
rade die kleinen Gemeinden durch die Neuregelung 
des Gewerbesteuergesetzes am schwersten getrof- 
fen werden. Zur Beseitigung der ungleichen Be- 
handlung der Gemeinden stellt er daher den An- 
trag, den Gesetzentwurf in der Fassung der Aus- 
schußbeschlüsse anzunehmen. 

Bonn, den 29. November 1956 

Lahr 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2097 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 29. November 1956 

Der Ausschuß 
für Kommunalpolitik 

Dr. Willeke Lahr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Lücke, Heiland und Genossen einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der Anordnung 
über die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der Unternehmen 
und Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas und Wasser 
an Gemeinden und Gemeindeverbände 

- Drucksache 2097 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Kommunalpolitik 

(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung über 
die Zulässigkeit von Konzessionsabgaben der 
Unternehmen und Betriebe zur Versorgung 
mit Elektrizität, Gas und Wasser an Gemein- 
den und Gemeindeverbände 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Anordnung über die Zulässigkeit von 
Konzessionsabgaben der Unternehmen und 
Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas 
und Wasser an Gemeinden und Gemeindever- 
bände vom 4. März 1941 (Reichsanzeiger 
Nr. 57 und Nr. 120) wird wie folgt geändert: 


1, Im § 1 werden 

a) in Absatz 1 die Worte » neu eingeführt 
oder “ gestrichen; 

b ) die Absätze 2 und 3 gestrichen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung über 
die Zulässigkeit von Konzessions abgaben der 
Unternehmen und Betriebe zur Versorgung 
mit Elektrizität, Gas und Wasser an Gemein- 
den und Gemeindeverbände 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Die Anordnung über die Zulässigkeit von 
Konzessionsabgäben der Unternehmen und 
Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, 
Gas und Wasser an Gemeinden und Ge- 
meindeverbände vom 4. März 1941 (Reichs- 
anzeiger Nr. 57 und Nr. 120), in der sich aus 
der Ausführungsanordnung zur Konzessions- 
abgabenanordnung vom 27. Februar 1943 
(Reichsanzeiger Nr. 75) ergebenden Fassung 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte 
„Gemeinden mit 3000 und weniger Ein- 
wohnern,“ gestrichen. 

2. § 1 Abs. 3 wird § 2 Abs. 4; der bisherige 
§ 2 Abs. 4 wird aufgehoben. 
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Entwurf 

2. Im § 2 wird Absatz 4 wie folgt gefaßt: 

„(4) Der Bestimmung der Einwohner- 
zahl ist die fortgeschriebene Wohnbevöl- 
kerung nach dem letzten vor dem Beginn 
des Rechnungsjahres liegenden Stichtag 
zugrunde zu legen “ 


Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1. April 1955 in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

3. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„mit mehr als 3000 Einwohnern“ gestri- 
chen. 

4. In § 2 Abs. 1 Buchstabe b und in § 3 Abs. 2 
werden jeweils die Worte „3001 bis 25 000“ 
ersetzt durch die Worte „25 000 und we- 

* ii 

mger . 

5. In § 3 Abs. 3 werden in Satz 1 und Satz 2 
jeweils die Worte „mit mehr als 3000 Ein- 
wohnern“ gestrichen. 

Artikel 2 

Das Gesetz tritt am 1. April 1956 in Kraft. 
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